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Ware Bildung 
Folgen der Globalisierung für  den Süden 
Zusammenfassung:  Fast  überall  auf  der  Welt  haben Kin-
der  bildungsferner  Eltern  es schwer mit der  Schule.  Meistens 
erreichen sie keine höhere Schulbildung.  Ungleich  schwe-
rer haben es arme Kinder  bildungsferner  Eltern  in Entwick-
lungsländern.  In  manchen Ländern  können viele Kinder 
trotz  staatlicher  Garantie für  eine kostenlose  Schulbildung 
aus unterschiedlichen  Gründen  keine Schule  besuchen. Die 
Globalisierung  verschärft  die Krise. 
Vorbemerkungen 
Die Folgen der Globalisierung in den Ländern des Südens 
sind vielleicht nicht viel anders als im Norden. Der Norden 
hat aber Möglichkeiten, ggf.  die Folgen zu korrigieren oder 
zu lindern. Aufgrund  der ungleichen Machtverteilung hat der 
Süden diese Möglichkeit nicht. Die drei internationalen Or-
ganisationen, welche die Spielregeln der Globalisierung be-
stimmen, sind: der Internationale Währungsfond  (IWF), die 
Weltbank und die Welthandelsorganisation (WTO). Alle drei 
Institutionen sind von der Überlegenheit des Marktes so über-
zeugt, dass sie „mit ideologischer Inbrunst" (Stiglitz 2002, S. 
27; 20) diese Überzeugung nicht nur vertreten, sondern mit 
allen Mitteln weltweit durchsetzen (ebd.). Während beim IWF 
und bei der Weltbank die Industriestaaten Stimmenmehrheit 
und die USA quasi Vetorecht haben, ist die WTO formal  zwar 
demokratisch organisiert, faktisch  spielt dies bei Entschei-
dungen aber kaum eine Rolle. Zwanzig afrikanische  Staaten 
haben überhaupt keinen Vertreter beim Hauptsitz der WTO 
in Genf,  andere lassen sich von den Diplomaten, die für  ande-
re Aufgaben  in Genf  sind, vertreten. Die reichen Länder hin-
gegen haben normalerweise mindestens fünf  Handelsspezi-
alisten in Genf  für  ca. vierzig Konferenzen  der WTO pro Wo-
che, zusätzlich lassen sie bei Bedarf  andere Spezialisten nach 
Genf  einfliegen  (Clark 2003, S. 199). 
Globalisierung 
Der Analyse von Stiglitz folgend  ist „die Globalisierung an 
sich [...] weder gut noch schlecht", „sie hat das Potenzial auf 
breiter Front Gutes zu tun", aber nur wenn die Länder sich 
nach eigenen Bedingungen öffnen  und das Tempo bestim-
men können (2002, S. 35). Das Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) stellte schon 1997 fest:  „Die Glo-
balisierung bietet große Chancen - aber nur, wenn sie sorg-
fältiger  gesteuert und auf  globalen Ausgleich gedacht wird" 
(UNDP 1997, S. 9). Die drei Organisationen IWF, Weltbank 
und WTO lassen weder eine Steuerung oder Regulierung 
noch einen globalen Ausgleich zu, denn sie sind der Mei-
nung, dass „im Großen und Ganzen die Märkte gut (funktio-
nieren), während die Staaten mehr oder minder schlecht funk-
tionieren" (Stiglitz 2002, S. 227). Märkte können Probleme 
demnach besser lösen als Staaten. Deshalb: je weniger Staat 
und je mehr Markt, desto besser. Selbst wenn alle empiri-
schen Belege dieser Behauptung widersprechen, halten die 
drei Institutionen an ihrem Glauben fest,  so Stiglitz. Deshalb 
sei dieser Glaube keine Wissenschaft,  sondern eine Ideolo-
gie (S. 255). Der Markt kann zwar vieles, aber nicht alles. 
John Maynard Keynes, der bei der Gründung der Weltbank 
und des IWFs maßgeblich beteiligt war, erkannte, dass die 
Märkte nicht sich selbst überlassen werden sollten (ebd., S. 
227). Die Industriestaaten haben zwar auf  Kosten der Ent-
wicklungsländer durch die Globalisierung überproportional 
profitiert,  aber die Globalisierung hat weder die Armut verrin-
gert, noch Stabilität gewährleistet (ebd., S. 21; S. 33). Im Ge-
genteil: Es gibt Anzeichen dafür,  dass die Liberalisierung des 
Kapitalmarktes eher geschadet hat (S. 253). So wirft  Stiglitz 
insbesondere dem IWF vor, dass er bislang tunlichst vermie-
den hat, das Marktversagen zu analysieren, welches eine 
unabdingbare Voraussetzung für  eine seriöse Wissenschaft 
wäre (S. 227ff). 
Im Übrigen weisen Lang und Hines zu Recht darauf  hin, 
dass schon bei der Gründung des IWF die Grundlagen für 
die Annahme zur Konstruktion der ,Theory of  comparative 
advantage' von David Ricardo nicht stimmte. Die Produk-
tionsbedingungen der fiktiven  Beispiele - Englands Textili-
en und Portugals Wein - waren entgegen der Annahme von 
Ricardo nicht gleich. Darüber hinaus war sowohl für  Adam 
Smith als auch für  David Ricardo, auf  die die Theorie des 
freien  Marktes zurückgeführt  wird, eine Liberalisierung des 
Kapitalmarktes völlig undenkbar. Sie gingen selbstverständ-
lich davon aus, dass jeder Staat Kontrolle über das Kapital 
und die Finanzen hat (Lang/Hines 1993, S. 20ff). 
Wenn hier die Globalisierung kritisiert wird, dann konzen-
triert sich die Kritik auf  einen Fundamentalismus des Mark-
tes. Andererseits hat die Globalisierung eine „aktive globale 
Zivilgesellschaft  hervorgebracht, die für  mehr Demokratie 
und größere soziale Gerechtigkeit kämpft"  (Stiglitz 2002, S. 
246). 
Privatisierung 
Zur Ideologie des freien  Marktes gehören Privatunterneh-
men. Alles was der Staat kann, können die Privatunternehmen 
besser, meinen die genannten internationalen Organisationen, 
welche die globale Politik mitgestalten ohne globale Regierung 
zu sein (Stiglitz 2002, S. 36). Deshalb sollen Aufgaben  des Staa-
tes so viel wie möglich privatisiert werden: Energie-, Wasser-
und Abwasserversorgung, Bahnverkehr und auch Bildung. Die-
se Form der Globalisierung bezeichnen Martin und Schumann 
als „die Entfesselung  des Weltmarktes und die ökonomische 
Entmachtung des Staates" (Martin/Schumann 1996, S. 296). 
Wie das Beispiel des gescheiterten Staatssozialismus zeigt, 
kann der Staat nicht alles selbst machen, kontrollieren, regu-
lieren und bestimmen. Genauso wenig aber kann der Markt 
alle Probleme lösen ( Keynes, s.o.). Wenn Grundversorgun-
gen wie Bahn oder Wasser privatisiert werden und die Fir-
men ohne staatliche Kontrolle und Regulierungen handeln 
können, besteht die Gefahr,  dass die Grundversorgungen 
nicht funktionieren.  Beispiele hierfür  sind der Bahnverkehr 
in Großbritannien oder die Wasserversorgung in Manila oder 
Buenos Aires (Barlow/Clarke 2003, S. 161 ff).  Deshalb fordern 
nicht nur Wissenschaftler  wie Stiglitz und Nichtregierungsor-
ganisationen wie Attac, sondern auch das UNDP seit Jahren 
internationale oder wenigstens nationale Regelungen, die 
die schlimmsten Folgen der Globalisierung zumindest lindern. 
Naomi Klein nennt diesen Anspruch ,Die Rückforderung  des 
Gemeinguts" (Buchholz u.a. 2002, S. 300ff). 
Privatisierung der Bildung 
Zu den Gemeingütern zählt auch die Bildung. Wie Watkins 
am Beispiel von Großbritannien und den USA darlegt, hat 
eine Zweiteilung des Bildungssystems - teure private Bil-
dungseinrichtungen für  Kinder reicher Eltern, billige bzw. 
kostenlose Schulen für  die weniger privilegierten Kinder -
stark zugenommen. In Großbritannien z.B. besuchen zwar 
weniger als zehn Prozent der Kinder aus reichen Familien 
eine Privatschule oder ein Internat, drei bis fünf  Prozent stu-
dieren an der Oxford  oder Cambridge University oder an der 
London School of  Economics. Aber fünfzig  Prozent aller wich-
tigen Führungspositionen im öffentlichen  Sektor bei Privat-
firmen  werden mit Absolventen dieser Eliteuniversitäten be-
setzt. Diese Art der Segregation, wenn auch nicht so ausge-
prägt, gibt es ebenfalls  in anderen Industriestaaten. Im Zuge 
der Globalisierung und dem damit verbundenen Konkurrenz-
kampf  nimmt die Zweiteilung der Bildung zu (Datta 2000, S. 
28ff). 
In Entwicklungsländern verhält es sich anders: Ein Groß-
teil der Privatschulen ist nicht mit den teueren Internatsschu-
len für  privilegierte Kinder zu vergleichen (die es in den Ent-
wicklungsländern aber auch gibt). Es gibt z.B. immer noch 
funktionierende  christliche Missionsschulen und nach die-
sem Muster aufgebaute  Schulen anderer Religionen, wie 
Ramkrishna Missionsschulen in Indien oder Aga Khan Schu-
len in vielen asiatischen oder afrikanischen  Ländern. Alle 
diese Schulen nehmen auch Kinder anderer Religionen auf, 
i.d.R. beanspruchen sie kein oder nominelles Schulgeld. Die 
Schulen, die von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) be-
trieben werden, sind gewissermaßen auch Privatschulen, denn 
sie sind nicht staatlich, sie werden auch nicht vom Staat fi-
nanziell unterstützt. Sie beanspruchen, wenn überhaupt, mi-
nimales Schulgeld, arbeiten meistens mit den Kindern armer 
Eltern und finanzieren  sich in der Regel durch Spenden. Gele-
gentlich werden sie von den NGOs des Nordens unterstützt 
(Datta/Lang-Wojtasik 1999, S. 1ff). 
Bei den Schulen, die von NGOs betrieben werden, gibt es 
sehr große Unterschiede. Diese sind abhängig von der Grö-
ße und Bedeutung der jeweiligen NGO, von der Anzahl der 
Bildungseinrichtungen, die von einer NGO unterhalten wer-
den, ob sie ein eigenes Konzept, eigene Ausbildungsstätten 
für  Lehrer/innen haben, und von den Beziehungen zu staatli-
chen Stellen. Mittlerweile arbeiten die meisten NGOs mit dem 
Ziel, Kinder in die staatlichen Schulen zurückzuführen,  sei es 
in die letzte Grundschulklasse oder in die erste Klasse der 
Sekundarstufe.  Selbst NGOs, die ausschließlich mit nicht-
eingeschulten oder drop-out-Kindern arbeiten, geben dieses 
Ziel an (Lang-Wojtasik 2001). Es gibt Ausnahmen von der 
Regel: BRAC (Bangladesh Rural Advance Committee) z.B. ist 
so groß geworden, dass diese NGO selbst staatliche Bildungs-
politik beeinflussen  kann. BRAC betreibt nicht nur Schulen 
und Entwicklungsprojekte in allen Landesteilen, sondern in-
zwischen auch eine Universität in der Hauptstadt Dhaka. 
Es gibt also kostenlose, mehr oder weniger billige bzw. teure 
Privat- und sehr, sehr teure Internatsschulen. Kostenlose und 
billige Privatschulen sind eher im Grundschulbereich zu fin-
den. Je höher man in der Schulstufe  steigt, desto teurer wer-
den die Privatschulen. Auf  dem indischen Subkontinent beis-
pielsweise sind die teuren Schulen die English-Medium-
Schools. Der Schulbesuch eines Kindes in einer solchen Schu-
le in Dhaka z.B. kostet mit Schulgebühr, -bücher, -material 
und Nebenkosten umgerechnet etwa 750 bis 800 EUR. Diese 
Summe übersteigt aber drei Monatsgehälter eines Hochschul-
professors.  Der Vorteil dieser Schulform  ist, dass die Abschlüs-
se international anerkannt sind. Folglich können die Schüler 
und Schülerinnen mit einem Abschluss für  ein Auslands-
studium ohne jegliche weitere Prüfung  zugelassen werden 
(Datta 2002, S.40f).  Man kann im Allgemeinen behaupten, 
dass die teuren und sehr teuren Privatschulen in der Qualität 
ungleich besser als die staatlichen Schulen sind. Denn mit 
mehr Geld kann man sich kleinere Klassen, besser ausgebil-
dete Lehrer/innen, bessere Schulmaterialien, mehr Personal 
etc. leisten. Eine Segregation der Gesellschaft  lässt sich in 
den meisten Entwicklungsländern am Schulwesen ablesen: 
gute und teure Privatschulen für  Kinder aus wohlhabenden 
Familien, schlechte und überfüllte  staatliche Schulen für  die 
armen Kinder. Laut Watkins besuchen 60 % der Kinder der 
reichen Familien in Bolivien Privatschulen, hingegen 94 % 
der Kinder armer Familien gehen zu ungleich schlechteren 
staatlichen Schulen (Watkins 1999, S. 149). Was die Kosten 
angeht, müssen Eltern beispielsweise in Peru im Vergleich zu 
staatlichen Schulen zehnmal mehr Geld für  den Besuch ihres 
Kindes in einer Privatschule aufwenden  (ebd.). Andererseits 
sind die Privatschulen nicht nur privat finanziert.  Häufig  er-
halten sie höhere staatliche finanzielle  Unterstützung als öf-
fentliche  Schulen, indirekte staatliche Subventionen in Form 
von Steuernachlässen sind insbesondere in Lateinamerika 
üblich (ebd.). Signifikante  staatliche finanzielle  Unterstützung 
erhalten Privatschulen in Chile und Indien: 33 % bzw. 32,1 % 
der jeweils gesamten staatlichen Ausgaben für  Schulen im 
Primär- und Sekundarbereich (OECD/UNESCO 2003, S. 117). 
Auf  die Gründe für  die Zunahme der teuren Privatschulen 
und -hochschulen gehe ich unten näher ein. 
Die Misere der öffentlichen  Schulen 
Für die Vernachlässigung der Bildung im Primarbereich sind 
meistens die nationalen Regierungen verantwortlich. Die 
Überschuldung oder andere nationale oder internationale 
Verpflichtungen  sind deshalb als Entschuldigung weniger 
tauglich. Denn sie haben im Bewusstsein aller Verpflichtun-
gen die Jomtien- und Dakar-Resolutionen unterschrieben und 
ratifiziert.  Mit der Unterzeichnung dieser Abkommen haben 
sich die Staaten u.a. verpflichtet,  bis 2015 für  alle Kinder kos-
tenlose Pflichtschulen  guter Qualität einzuführen  (UNESCO 
2003, S.27). Bislang haben Entwicklungsländer-mit einigen 
Ausnahmen wie Kuba oder Tansania in der Zeit von Nyerere 
- in diesem Bereich zu wenig getan. Die UNESCO schätzt die 
Situation wie folgt  ein (2002, S. 52; 65; 96f;  2003, S. 27; 110):1 
- Im Jahr 1999/2000 gab es 115,4 Millionen Kinder, die keine 
Schule besuchten (out-of-school-children). 
- 37 % von den nicht eingeschulten Kindern sind aus Afrika 
südlich der Sahara, 47 % aus den sog. E-9-Staaten (Ägypten, 
Bangladesh, Brasilien, VR China, Indien, Indonesien, Mexi-
ko, Nigeria und Pakistan; über 3,3 Milliarden Menschen, mehr 
als die Hälfte  der Weltbevölkerung, leben in diesen neun Staa-
ten). 
- Von 154 Staaten, von denen Daten erhältlich sind, werden 
43 Staaten ein, 83 Staaten drei und 28 Staaten alle der bis 2015 
zu erreichenden Ziele verfehlen.  Für Staaten, in denen drei 
Viertel der Weltbevölkerung leben, werden alle Dakar-Ziele 
unerreichbar sein. 
- Die Zahl der erwachsenen Analphabeten wird geringfügig 
abnehmen von 862 Millionen im Jahre 2000 auf  799 Millionen 
2015. 
- Die Hälfte  aller Staaten wird das angestrebte Ziel der Ge-
schlechterparität nicht erreichen. 
Ein weiteres Problem ist, dass auch der Schulbesuch in 
einer staatlichen Schule nicht immer kostenlos ist. Es gibt 
indirekte und verdeckte Kosten in Form von freiwilligen  Ab-
gaben, Kosten für  Schuluniform,  -bücher oder -materialien. 
In Kenia und Tansania wird von den Eltern erwartet, dass sie 
Dienstleistungen erbringen und etwa bei der Errichtung von 
Schulgebäuden mithelfen. 
Nach einer indischen Untersuchung beträgt der Kostenun-
terschied zwischen staatlichen und privaten Schulen im 
Grundschulbereich im Durchschnitt zwischen 316 Rs (staat-
lich) und 940 Rs (privat) pro Schüler und Jahr (PROBE 1999, 
S. 105). Watkins schreibt: „Parents in most countries are not 
faced  with a choice between free  government schools and 
fee-paying  schools. Frequently, they face  the choice of  paying 
for  the public school or paying for  private school" (1999, S. 
148). 
Die Misere der öffentlichen  Schulen zeigt sich auch an 
anderen Erscheinungsformen,  z.B. dem Schuleschwänzen, 
das sowohl bei Lehrern und Lehrerinnen als auch bei Schüler-
innen und Schülern ein Problem darstellt. Bei einer Untersu-
chung in Bangladesh waren in keiner (Grund-)Schule an den 
Besuchstagen des Forscherteams mehr als 64 % der Schüler/ 
innen anwesend (Chowdhury u.a. 1999, S. 27). Ähnliches 
wird auch aus Indien berichtet. Bei einer Untersuchung in 
Westbengalen (Indien) hat die Forschergruppe an Besuchs-
tagen in keiner Schule mehr als 51 % der Schüler/innen ange-
troffen.  Die Lehrer/innen bleiben mehr als einen Tag pro 
Woche fern  (gewöhnlich montags oder samstags), und auch 
wenn sie anwesend sind unterrichten sie nicht die vorge-
schriebenen Stunden. 60 % der Eltern sind mit den Lehrern 
und Lehrerinnen und der Qualität der öffentlichen  Schule 
unzufrieden,  45 % der Schüler/innen nehmen privaten Nach-
hilfeunterricht  (Pratichi 2002, S. 1-11). Solange die Situation 
der öffentlichen  Schulen so bleibt, werden immer mehr Haus-
halte vom Schulsystem ausgeschlossen. In der Regel ist eine 
Privatschule von guter Qualität nur für  Kinder reicher Eltern 
bezahlbar (Watkins 1999, S. 149). 
Hier beginnt die Kommerzialisierung der Bildung. Mit we-
nigen Ausnahmen ist eine direkte Beteiligung des Auslands-
kapitals an der Primarbildung nicht auszumachen. Da aber im 
Zuge der Globalisierung der Konkurrenzkampf  härter wird, 
wird der Zugang zur höheren Schule ohne gute Noten und 
schwere Aufnahmeprüfungen  schwieriger. Die Eltern sehen 
den Ausweg entweder in teuren Privatschulen oder - wenn 
diese unerreichbar sind - in Nachhilfeunterricht.2 
Trotz der Misere der öffentlichen  Schulen stehen parado-
xerweise die VR China und Indien im internationalen Vergleich 
im tertiären Bereich deshalb relativ gut da, weil sie sehr hart 
selektieren (Datta 2004). China hat schon 1700 v. Chr. eine 
sehr harte und feine,  aus mehreren Stufen  bestehende Me-
thode der Selektion eingeführt,  um aus Hunderttausenden 
von Bewerbern einen einzigen auszuwählen. Der auserkore-
ne Kandidat hatte damit nur die Berechtigung erworben, spä-
ter ein Staatsbeamter zu werden (Reagan, S. 73 - 91). Briti-
sche Kolonialherren haben in Indien, wenn auch nicht so 
hart, auf  ähnliche Weise ihre Staatsbeamten ausgesucht. Die 
beiden Länder haben offenbar  die Selektionsstruktur in ab-
gemilderter Form beibehalten. 
Kommerzialisierung der Bildung 
Zwar gibt es auch im Primarbereich teure Privat- bzw. 
Internatsschulen auf  dem indischen Subkontinent (z.B. die 
English-Medium-Schools, die nur für  Kinder der reichen Fa-
milien bezahlbar sind). Je höher man aber in die Schulstufe 
steigt, desto teurer werden die Privatschulen und damit at-
traktiv als Geldquelle für  Investoren. 
Nach dem Vorbild von englischen oder schweizerischen 
Internatsschulen gab es früher  vereinzelt Internatsschulen 
in Indien z.B. in Dehra Dun und Darjeeling, zwei Orte im 
Himalaya, dort wo die Reichen ihre Sommerresidenzen und 
Villen haben. Die Zahl der Internatsschulen dieser Art hat -
nicht nur auf  dem indischen Subkontinent - enorm zuge-
nommen. In Kenia oder Tansania z.B. gibt es Internatsschulen 
mit allen erdenklichen Sport- und Freizeitmöglichkeiten wie 
in Großbritannien auch zum vergleichbaren Preis, monatlich 
pro Schüler/in £ 3000 (ohne Nebenkosten).3 
Unübersichtlich und besorgniserregend ist das Geschäft 
mit der tertiären Bildung. Während meines Besuchs in Indi-
en Anfang  diesen Jahres las ich fast  täglich in allen Zeitun-
gen Angebote der Universitäten aus dem Ausland - vor-
nehmlich aus Großbritannien und den USA, vereinzelt auch 
aus Deutschland. Namhafte  Universitäten wie Cambridge 
oder Oxford,  aber auch andere wie Stuart Graduate School of 
Business, Illinois Institute of  Technology bieten Kurse für 
Bachelor, Master oder Ph.D. Abschlüsse an, meistens in Ko-
operation mit indischen Instituten (The Times of  India, 
11.2.04; Outlook, 12.1.04). Die Abschlüsse sind international 
anerkannt, versprechen die Universitäten. Da die Quote der 
Arbeitslosen unter den städtischen Akademikern sehr hoch 
ist - z.B. in Kerala 21 %, in Westbengalen 15 % (Outlook vom 
2.2.04, S. 52) - ist ein großer Ansturm auf  diese neuen Uni-
versitäten zu erwarten. Die Studenten bzw. deren zahlungs-
kräftige  Eltern erhoffen  sich bessere Chancen auf  dem Ar-
beitsmarkt im In- und Ausland. Dies ist ein lukratives Ge-
schäft  für  beide Teile. 
Mit Ausnahme einiger relativ teurer exklusiver Institute 
sind die Studiengebühren in Indien im Allgemeinen sehr nied-
rig. Selbst die Studierenden der renommierten postgradualen 
Jawaharlal Nehru Universität in Neu Delhi zahlen nur Rs 1000 
pro Monat einschließlich der Kosten für  die Unterbringung 
in Studentenwohnheimen.4 Während meines vierwöchigen 
Aufenthalts  Anfang  diesen Jahres gab es landesweit De-
monstrationen von Studenten und Studentinnen der Medi-
zinischen Hochschulen, weil die Studienkommission vorge-
schlagen hatte, die Studiengebühren von Rs 600 auf  Rs 1.200 
pro Semester zu erhöhen. 
Es gab bereits bisher einige Ausnahmen. So betrugen 
beispielsweise die Studiengebühren des IIT (lndian Institu-
te of  Technologies) Rs 30.000 pro Jahr oder des IIM (lndian 
Institute of  Management) Rs 150.000 pro Jahr. Die Absol-
venten des IIT oder des IIM gehen zu 50 bis 75 % ins Aus-
land, und selbst wenn sie im Inland bleiben, übersteigt ein 
Monatsgehalt die in einem Jahr gezahlten Studiengebühren 
um ein Vielfaches. 
Die neuen ausländischen Universitäten verlangen nun eine 
Studiengebühr zwischen Rs 30.000 und Rs 50.000 pro Mo-
nat. Da ein Auslandsstudium viel mehr kostet, sind sie trotz 
dieser immensen Studiengebühren für  die zahlungskräftigen 
Eltern potenzieller Studenten immer noch attraktiv - voraus-
gesetzt, dass sich das Studium auszahlt, d.h. zu einer gut 
bezahlte Stelle im In- oder Ausland verhilft.  Die University 
Grants Commission (UGC), die staatliche Überwachungsstelle 
der Universitäten, ist zwar sehr besorgt über diese Entwick-
lung, hat aber keine Handhabe diese zu regulieren oder gar 
zu verbieten (Agarwal 2003). Nach Zeitungsberichten sollen 
ab dem 1. April 2004 die ausländischen Universitäten ent-
sprechend der WTO-Regelungen berechtigt sein, Kurse an-
zubieten. Die UGC wird zwar gebeten, Wege zu suchen, die 
Qualität der angebotenen Studienangebote festzustellen,  weil 
offenbar  unter den Anbietern einige dubiose (,substandard') 
Universitäten sind (ebd.). Selbst bei einer Feststellung von 
minderer Qualität wird es aber nach dem Abkommen nicht 
möglich sein, diese zu verbieten. Wie Barlow und Clarke am 
Beispiel der privaten Versorgung des Wassers anschaulich 
beschrieben haben, müsste Indien im Falle einer Klage des 
ausländischen privaten Anbieters u.a. nachweisen, dass die 
Regierung Indiens 
- alle möglichen Dienstleister, welche die Bildungsqualität 
verbessern könnten, in Betracht gezogen hat, 
- die Auswirkungen ihrer Entscheidungen auf  internationale 
Dienstleister und Märkte genau geprüft  hat, 
- den ausländischen Anbietern am meisten entgegengekom-
men ist. 
Die Beweislast würde also voll und ganz bei den „beschul-
digten" Ländern liegen, nicht bei der Regierung und den Un-
ternehmen, die die Klage erheben (Barlow/Clarke 2003, S. 211). 
Folgen 
Das GATS (General Agreement on Trade in Services) ist 
nur ein Teil der Globalisierung, ein Instrument der WTO, um 
die Ideologie des freien  Marktes durchzusetzen. Das GATS-
Abkommen ist gerade für  staatliche Dienstleistungen wie Bil-
dung viel verhängnisvoller als für  andere Sektoren wie Ban-
ken oder Versicherungen. Wie Felber, Staritz und Lichtblau 
zutreffend  beschreiben, kann der im GATS verankerte Grund-
satz der völligen Gleichbehandlung in- und ausländischer 
Anbieter Subventionen an öffentlichen  Bildungseinrichtun-
gen deshalb ausschließen, weil die Subventionen als eine 
Diskriminierung privater Anbieter angesehen werden kön-
nen (Attac 2003, S. 75). Die Autoren haben zwar die Gefahr 
für  den Bildungssektor durch GATS aus dem Blickwinkel ei-
nes Industriestaates beschrieben, diese treffen  aber genauso 
bzw. noch härter für  die Länder des Südens zu, weil sie noch 
weniger technische und finanzielle  Möglichkeiten haben, den 
erforderlichen  Nachweis zu erbringen. Die Folgen des GATS 
für  die Bildung nach Meinung von Felber, Staritz und Licht-
blau sind u.a.: Qualitätsverlust, Harmonisierung der Bildungs-
systeme und -inhalte (also Verlust der nationalen und regio-
nalen Eigenheiten), Zweiklassen-Bildungssystem, Privatisie-
rung öffentlicher  Schulen und Universitäten, Einschränkung 
der Freiheit von Forschung und Lehre, Verlegung der Bil-
dungskosten auf  private Haushalte, Verschlechterung der ar-
beitsrechtlichen Bedingungen, Verlust demokratischer Mit-
(Foto:  Asit Datta) 
bestimmung und staatlicher Selbstbestimmung (ebd., S. 75ff). 
Diese Befürchtungen  beziehen sich auf  Industriestaaten. Die 
Entwicklungsländer sind aus erwähnten Gründen härter be-
troffen.  Selbst wenn nur die Hälfte  dieser Befürchtungen  ein-
träfe,  wären die Folgen schlimm genug. Die Erweiterung des 
GATS auf  den Bildungsbereich ist für  die Entwicklungslän-
der deshalb besonders bedrohlich, weil die Privatisierung des 
Bildungssystems die Segregation noch weiter verschärfen 
wird. Die Armen werden noch mehr ausgeschlossen. 
Privatisierung wird nicht mehr auf  den tertiären Bereich be-
schränkt bleiben. Im Übrigen wird eine Privatisierung des 
Bildungssystems nicht nur die Erreichung der Ziele der UN-
Konferenz  ,Education for  all' (Jomtien 1990) erschweren, son-
dern auch konkret dem zweiten Ziel (free  and compulsory 
education) widersprechen (UNESCO 2003, S. 27). Auch wird 
es sehr schwer sein, die Ziele zwei und drei der Milleniums-
Entwicklungsziele (Verwirklichung von Primarbildung für  alle; 
Gleichstellung der Frauen) bis 2015 zu verwirklichen (UNDP 
2003, S. 1). 
Was tun? 
Die Attac-Autoren schlagen vor: freier  Zugang für  alle, 
bessere Integration, Qualitätssicherung, Vielfalt  und nicht 
Vereinheitlichung, Freiheit von Lehre und Forschung, mehr 
Demokratie in den Bildungseinrichtungen usw. (Attac 2003, 
S. 78f).  Naomi Klein fordert  das Gemeingut zurück; zu den 
Gemeingütern gehört auch Bildung (in Buchholz u.a. 2002, S. 
300ff).  An einer anderen Stelle formuliert  Klein noch zuge-
spitzter: „What is being designed at the WTO is not rules for 
trade but a template one-size-fits-all  government, a kind of 
McRule. And it's this template that is under dispute" (Klein 
2002, S. 78). Sie schlägt vor: „Why not build an international 
architecture founded  on principle of  transparency, accounta-
bility and self-determination,  one that frees  people instead of 
liberating capital?" (ebd., S. 79). 
Gibt es Hoffnung?  Einerseits fordern  verschiedene UN-
Organisationen wie UNDP, UNESCO und UNEP bezogen auf 
ihren jeweiligen Arbeitsbereich Korrekturen. Andererseits 
formiert  sich der zivile Widerstand seit Seattle auch im Nor-
den. Über Welt-Sozialforen  von Porto Alegre bis Mumbai 
2004 nähern sich die Menschen vom Norden und Süden an 
und lernen, ihre partikularen Interessen zu bündeln. Ihr ge-
meinsames Ziel ist es, eine totale Ökonomisierung der Welt, 
oder wenigstens ,free  flow  of  capital' zu verhindern. 
Schon einmal ist es gelungen, eine globale ,Investitionsfrei-
heit' MAI (das Multilaterale Abkommen über Investition) 
durch den weltweiten zivilen Widerstand mit Hilfe  der Regie-
rungen von Kanada und Frankreich zu verhindern. Vielleicht 
gelingt es wieder, Bildung und andere Gemeingüter vor der 
Vereinnahmung durch die WTO zu retten. 
Anmerkungen 
1 In einem anderen Zusammenhang bin ich näher auf  Fragen der finan-
ziellen Zuwendung pro Schüler und Jahr, Lehrergehälter, Klassengröße, 
Lehrer-Schüler-Verhältnis und Schulerfolg  eingegangen (Datta 2004). 
2 Dieser ist aber für  Eltern mit geringem Einkommen auch sehr teuer. 
3 Wie staatliche Sekundarschulen jetzt kommerzialisiert werden und 
mit welcher Methode die privaten Sekundarschulen als gewinnbringen-
des Geschäft,  fast  ohne Risiko und Konkurrenz betrieben werden, habe 
ich an anderer Stelle beschrieben (Datta 2002). 
4 1 US $= Rs 45; 1 EUR= Rs 54; Stand Juni 2004. 
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